Die doppelte Entgrenzung des Lobbyismus 
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Die Politisierung der Gesellschaft durch kritische Bewegungen seit den 1970er-Jahren geschah in einer Zeit, als makroökonomische Probleme die eingespielten Kräfteverhältnisse zwischen Staat, Wirtschaft und Arbeitnehmern erodieren ließen und dem neoliberalen Kraftakt zur Durchsetzung ökonomischer Interessen nachhaltige Erfolge bescherten. Sowohl die zivilgesellschaftliche Kritik wie die hoch gesteckten Ziele der Privatisierung, Deregulierung und Globalisierung verstärkten den Bedarf nach professionellen Strategien der Beeinflussung von Politik und Gesellschaft . Seit Anfang der 1980er-Jahre wuchs die Zahl offen oder verdeckt agierender Lobbyisten rasant an. Der über nationale Landesgrenzen und um gesellschaftliche Meinungsbeeinflussung erweiterte Lobbyismus stellt sich als demokratisches Problem dar, das nach neuen Instrumenten der Kontrolle verlangt, mit besseren Regeln alleine aber nicht zu bewältigen ist. 
Abstract auf Englisch:

The politicication of society due to the influence of critical movements since the 1970s coincided with macroeconomic problems, which led to the erosion of traditional power relations between the state, capital and labor. Powerful pressure mounted pushing through neoliberal reforms with lasting success. Both critical movements in civil society and the goals pursued with regard to privatization, deregulation and globalization reinforced the need for professionally developed strategies to invluence politics and society. The number of lobbyists increased strongly since the 1980s, acting both openly and covert. Expanded lobbying, which moves in systematic ways beyond national law making and aims to manipulated the public at large, represents a problem for democracy. New instruments of control and regulation are needed, but better rules alone will not suffice to tame the beast.
Wenn in der neuen deutschen Lobbyismusdebatte von der „Berliner Republik“ die Rede ist, wird gerne ein großer Kontrast zum vermeintlich beschaulichen Bonn konstruiert (Schumacher 2006, abgeschwächt Gammelin/Hamann 2005). Schätzungsweise 6.000 Lobbyisten tummeln sich heutzutage in Berlin, 15.000 werden in Brüssel vermutet, und die Akteure vertreten überwiegend die Interessen der privaten Wirtschaft. Populäre Bände versammeln Fallstudien und Episoden, die vorzugsweise die neue, außerordentliche Lobbymacht von jüngst privatisierten Unternehmen oder der Telekommunikations- und Energiewirtschaft demonstrieren. Auch wenn einige der enthüllten Lobbystrategien, etwa der Widerstand von Volkswagen gegen den Katalysator, nicht zum Erfolg führten, konstatiert die Literatur eine Gefahr für die „Autonomie des Staates“. 
Allerdings verdecken pauschale Gefahrenszenarien dieser Art die realen Zusammenhänge zwischen Politik, Ökonomie und Gesellschaft: Während die nationale und internationale Einflussmacht der Finanzwirtschaft bis zur globalen Finanzkrise unangefochten hoch war (vgl. zu deren Rolle etwa bei der Rentenprivatisierung in Deutschland: Wehlau 2009), zeigt das verbindliche US-amerikanische Lobbyregister, dass die Ausgaben der Hedge Fonds für Lobbyarbeit erst in jüngerer Zeit im Zuge der Reregulierungsdiskussion stark ansteigen. Und der britische Ölkonzern BP dürfte gegenwärtig viel Geld mit Public-Affairs-Aktivitäten verplempern, ohne damit das zuvor sorgfältig grün gefärbte Image („Beyond Petroleum“!) retten zu können. Hoher Aktivismus und hohe Ausgaben gehen im Einzelfall nicht zwangsläufig mit großem Einfluss einher, sondern deuten bisweilen sogar einen phasenweise geringen Einfluss an, nämlich einen Zwang zur Verstärkung der Einflussnahme aufgrund veränderter Rahmendbedingungen. Wenn bloßer Aktivismus, der im Vergleich zur Vergangenheit zweifellos zugenommen hat, nicht zwangsläufig und in jedem Fall mit verstärkter Einflussnahme einhergehen muss, was macht dann die beunruhigende Besonderheit der gegenwärtigen Lobbykonstellation aus?
Die akademische Problemwahrnehmung. Anders als im Lager der populären Lobbyismuskritik gibt die Rekonstruktion dieser Besonderheit in der akademischen Literatur wenig Anlass zu Sorge und Beunruhigung. Aus einer in diesem Diskurs verbreiteten Sicht stellt sich die Entwicklung des Lobbyismus gleichsam als logische Antwort auf gesellschaftliche Herausforderungen dar. Bis in die 1970er-Jahre hinein wurden unterschiedliche Interessen auf höchster Ebene in Deutschland ähnlich wie bis heute in Österreich nicht selten tripartistisch, also zwischen Spitzenverbänden des Kapitals, der Gewerkschaften und dem Staat, ausgehandelt – in den 1950er- und 1960er-Jahren in Deutschland mit weniger, in den 1970er-Jahren mit mehr Einfluss der Gewerkschaften (vgl. Speth 2010).
 Ein allzu starkes Bemühen um spezielle Interessen hatte in solchen Arrangements, die Thomas Leif (2010) als „symbiotisches“ Verhältnis beschreibt, wenig Raum. In Bonn wie in Wien oder Paris beeinflusste die Politik die Verbände erfolgreich im Interesse der Allgemeinheit und mit dem Ziel des Ausgleichs zwischen Interessen, was dem Ziel einer makroökonomischen und makropolitischen Steuerung der Gesellschaft entsprach. Die Einflussnahme von Sonderinteressen auf die Gesetzgebung blieb damit vergleichsweise begrenzt – wie man der Forschungsliteratur entnehmen kann, galt dies übrigens auch für Amtsmissbräuche, Käuflichkeit und Korruption. 

Unter dem Eindruck des Scheiterns der Globalsteuerung auf Makroebene und den zunehmenden Konflikten der 1970er- und 1980er-Jahre, die den Umschwung von sozialliberalen zu neoliberal geprägten Verhältnissen markieren, richtete sich die akademische und politische Aufmerksamkeit unter dem Stichwort des Neo-Korporatismus zunehmend auf die sektorale Ebene der Verbände. Nun wurden der Einfluss von privaten, in Verbänden organisierten Interessenregierungen und die unterschiedlichen Koordinationsleistungen auf nationaler Ebene vergleichend untersucht und etwa gegenüber den partikularistischen Verhältnissen in den USA positiv hervorgehoben. Später fand man auch auf europäischer Ebene solche kooperativen, wenngleich weniger stark ausgeprägten Arrangements, die etwa als sozialer Dialog institutionalisiert sein konnten. 2005 beschrieben Rainer Eising und Beate Kohler-Koch die „Netzwerkgovernance“ gar als typisch für die Europäische Union – Interessengruppen wirken beim Regieren auf sektoraler, thematischer Ebene mit. Bei mancher Kritik an der augenfälligen Übermacht der Wirtschaftsverbände erscheint die neokorporatistische Lobbywelt noch halbwegs in Ordnung. 

Noch unproblematischer stellt sich die Lage aus der Sicht von weitgehend normativ argumentierenden Pluralismustheoretikern dar. Deren Beiträge betonen auf nationaler (Lösche 2006) ebenso wie auf europäischer Ebene (van Schendelen 2005) den positiven Beitrag, den organisierte Interessen und Lobbyisten in der politischen Auseinandersetzung und Meinungsbildung leisten. Vertreter von Verbänden oder auch Fachleute aus Unternehmen werden als sachkundige Experten vorgestellt, deren Kompetenz in hochkomplexen Gesetzgebungsverfahren unabdingbar sei. Ohne deren angemessene Beteiligung müsse die Politik große Effizienzverluste in Kauf nehmen. Ein Übergewicht bestimmter Interessen sei kaum zu befürchten, werde auch schon durch die Architektur der europäischen Institutionen erschwert (Schmedes 2010). Die starke Zunahme des Lobbyismus ist damit wohl eher als günstig zu werten. Auch Rudolf Speth (2010), der die Entwicklung allerdings nicht in neopluralistischer Manier schönredet, führt das Wachstum des Lobbyismus insbesondere auf die zunehmende Differenzierung der Gesellschaft zurück, die auch vor den Verbänden der Wirtschaft nicht Halt macht. Man kann diese Ausdifferenzierung auch als zunehmende Komplexität im Feld des Politischen beschreiben: Verhandlungsarenen und Entscheidungszusammenhänge erstrecken sich, wie im Fall der Klimawandelpolitik, immer häufiger über mehrere Politikebenen und lange Zeiträume. Multiple Lobbyanstrengungen werden damit zur Voraussetzung für eine erfolgreiche Einflussnahme.
Zusammengenommen, sind die Einschätzungen in der öffentlichen und der wissenschaftlichen Debatte durchaus widersprüchlich. Werden sie der politischen Bedeutung und demokratischen Herausforderung des Lobbyismus gerecht? – Das ist wohl keineswegs der Fall. Auch wenn in der populären Lobbykritik genauso wie in der neokorporatistischen und neopluralistischen Literatur viele wichtige Aspekte und Probleme berührt und allzu einseitige oder fatalistische Einschätzungen relativiert werden, bleiben zentrale Aspekte der gesellschaftlichen Machtverhältnisse unterbelichtet.

So verstellt der technokratische Verweis auf die Notwendigkeit von Fachleuten und Expertisen die Sicht auf eine breite Kluft zwischen (neo-)pluralistischer Theorie und dem von Kapitalinteresen eingeschränkten Pluralismus der Praxis. Spielten technokratisch agierende Expertengruppen schon auf nationaler Ebene eine große Rolle, so avancierten sie auf europäischer Ebene geradezu zum Wesensmerkmal der Politik. 2009 wurden in Brüssel mehr als tausend Expertengruppen mit geschätzten 38.000 Mitgliedern verzeichnet (Vassalos 2010). Ganz so unproblematisch, wie die Neopluralisten verkünden, erscheint der dominante Einsatz von Wirtschaftsvertretern in solchen Expertengruppen indessen nicht zu sein. Nachdem das Europäische Parlament 2007 damit drohte, die Reisemittel für Expertengruppen zu blockieren, wenn die Europäische Kommission keine Transparenz über die Zusammensetzung der Gremien schaffe, sank die Zahl der Gruppen um etwa 30 Prozent (ebd., 79).  
Hochproblematische strukturelle Entwicklungen und soziale Praktiken müssten also systematischer analysiert werden. Zu ihnen zählen unter anderem die Professionalisierung des Lobbyismus mit dem zunehmenden Einsatz von kommerziellen Dienstleistern (Beratungsfirmen organisieren Kampagnen, Anwaltskanzleien formulieren im Auftrag von Lobbies Gesetzestexte oder Teile davon); „Leihbeamte“ in nationalen und europäischen Administrationen, die nahezu ausschließlich mit Wirtschaftsvertretern besetzt werden; Spitzenlobbyisten, die in Regierungsfunktionen wechseln, und Spitzenpolitiker, die nach ihrer Amtszeit auf nationaler und europäischer Ebene Funktionen als Cheflobbyisten und hochdotierte Berater übernehmen (Drehtür); dubiose Praktiken der Politikfinanzierung (Spenden, Sponsoring etc.) durch Unternehmen und Wirtschaftsverbände, die die Grauzone zwischen legitimer Unterstützung und Käuflichkeit von Politik ausdehnen; großangelegte, nationale und internationale Kampagnen, die die öffentliche und veröffentlichte Meinung beeinflussen sollen („Meinungsklima“), während die kritische Recherchekapazität der Medien eingeschränkt wird; die höchst ungleich ausgeprägte Internationalisierung der Lobbyarbeit verschiedener gesellschaftlicher Lager und Interessen in der EU und auf globaler Ebene (im Gefolge der Reorganisation und Globalisierung von Unternehmen); eine allzu häufig als sehr erfolgreich zu bewertende direkte Einmischung von Großkonzernen und Verbänden in die Politik („fünfte Gewalt“, vgl. Leif/Speth 2005, Leif 2010, Adamek/Otto 2008, www.lobbycontrol.de ).

All das führt zur Absicherung einer einseitigen Macht von Wirtschaftsinteressen. Nach Thomas Leif (2010) sind es nicht die einzelnen Elemente, sondern deren Bündelung, die Anlass zum Zweifel an ihrer Demokratieverträglichkeit bieten. Allerdings wird bei einer sehr stark auf die Gegenwart und ihre Lobbyismus-Phänomene fokussierten Diskussion zu wenig vermittelt, woher die beklagten Tendenzen und ihre Bündelung rühren – und wie stark sie mit der beschleunigten Globalisierung der Ökonomie und der neoliberalen Transformation von Politik und Staat einhergehen. Seit Ende der 1980er-Jahre muss eine weitreichende Verschiebung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zugunsten von Wirtschaftsinteressen und zu Lasten von Gewerkschaften und sozialen Bewegungen konstatiert werden, über die auch das phasenweise große Engagement der globalisierungskritischen Bewegung nicht wegtäuschen kann (vgl. Crouch 200?). Ein erneuter Blick in die jüngere und ältere Geschichte in Deutschland sowie auf europäische und globale Arenen kann einige wesentliche Zusammenhänge einer „doppelten Entgrenzung“ des Lobbyismus sichtbar machen.

Die Verschiebung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse. Wenngleich der Lobbyismus der 1970er- und 1980er-Jahre häufig als verhältnismäßig schlicht beschrieben wird im Vergleich zum Lobbyismus der Gegenwart, wurden doch in jener Zeit wichtige Grundlagen für die gegenwärtigen Entwicklungen gelegt. Eine große Rolle spielt dabei zunächst die konfliktreiche Politisierung von gesellschaftlichen Feldern, die für eine breitere, stärkere und effektivere Einmischung vieler Kräfte in die Politik sorgte. Die später häufig positiv verklärte wechselseitige Einflussnahme von Politik und Wirtschaft und einige von deren symbiotischen Arrangements auf Branchen- und Sektorebene wurden in diesem Zusammenhang erstmals ins Licht der Öffentlichkeit gezerrt und problematisiert. 

Allseits bekannt in Deutschland und Österreich sind etwa die großen gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die Atomkraft und die Entstehung der Anti-Akw-Bewegung, die zusammen mit anderen sozialen Bewegungen zur Formierung der Partei die Grünen führte. Diese neue Bewegung brachte einen parlamentarisch kaum repräsentierten Bürgerwillen zum Ausdruck und überzeugte über den unmittelbaren Protest hinaus bei der Erstellung von Expertisen: Das Öko-Institut in Freiburg war als Think Tank wesentlich daran beteiligt, dass die Anliegen der Atom-Kritiker in weiten Teilen der Öffentlichkeit Gehör und Anerkennung fanden (Rose 2002). Alternative Naturwissenschaftler entwickelten Positionen, die zuvor aus der technokratischen Diskussion ausgeschlossen waren, mit der Gründung einer geeigneten Forschungsorganisation aber nicht mehr ohne Weiteres unterdrückt werden konnten. Wer für Atomkraft eintrat, obwohl die Gefahren der Endlagerung und des Betriebes auf dem Tisch lagen, musste fortan im Kampf um die öffentliche Meinungsführung kreativ werden.

Während neue soziale Bewegungen vor allem im Bereich der Umweltpolitik punkten konnten, sorgte die strukturelle Wirtschaftskrise im Zusammenhang mit der Fiskalkrise des Wohlfahrtsstaates (Fordismuskrise) seit Mitte der 1970er-Jahre bei Unternehmen und Wirtschaftsverbänden für Neuorientierungsbedarf. In den USA wurde bereits Anfang der 1970er-Jahre ein zentraler neuer Unternehmerverband gegründet, der sich gegen die Ausweitung sozialstaatlicher Regulierung, insbesondere gegen Arrangements mit den Gewerkschaften, wandte, aber auch gegenüber den neuen Umwelt-NGOs auf Konfrontationsurs ging – der Business Roundtable. Eine Dekade später wurde in Europa der European Roundtable of Industrialists gegründet – aber das war nur die Speerspitze einer Vielzahl von Unternehmensverbänden, die reaktiviert oder neu gegründet wurden. Jenseits wie diesseits des Atlantiks empfand man die Politisierung der Gesellschaft und die zunehmende Einmischung von wirtschaftskritischen Interessen in die Politik als Bedrohung. Im Rahmen der Arbeit der Trilateralen Kommission verhandelten die westlichen Eliten die Lage gar als Krise der Demokratie (Sklar 1980). Wirtschaftlichen Unternehmen und Verbänden ging es fortan um nicht weniger als darum, die ihnen in der Spätphase des Sozialliberalismus streitig gemachte Vorherrschaft wiederherzustellen. Seither haben sie dazugelernt (vgl. Müller/Plehwe 2010), um ihre seit der Durchsetzung von Neoliberalismus und Globalisierung gewaltig gewordene strukturelle Übermacht zu festigen.

Das Unternehmerlager ging den Konflikten mit Gewerkschaften und sozialen Kritikern also nicht länger im Vertrauen auf die kooperativen Arrangements mit der Politik aus dem Weg. Vielmehr setzte es auf die offensive Durchsetzung seiner Interessen in Politik und Gesellschaft. Die Kernagenda lautete Privatisierung, Deregulierung, Flexiblisierung und Liberalisierung auf nationaler Ebene sowie beschleunigte Globalisierung unter marktwirtschaftlichen Vorzeichen. Diese Grundsätze kristallisierten im europäischen Binnenmarktprojekt und in der globalen Liberalisierungsbewegung im Kontext des GATT und der Welthandelsorganisation (WTO). In diesem strategischen Kampf spielte nicht nur das seit Anfang der 1980er-Jahre rasch an Zahl zunehmende lobbyistische „Public Affairs“-Personal der Unternehmen und Verbände, Agenturen und Anwaltskanzleien eine Rolle, sondern insbesondere auch Think Tanks und Stiftungen mit marktradikaler Ausrichtung, die bereits im Laufe der 1960er- und 1970er-Jahre gezielt gegründet worden waren (vlg. Walpen 2004).

Entgrenzung I: gesellschaftlich-mediale Einflussnahme. Während das Öko-Institut seine Erfolge im Kampf gegen die Atomkraft feierte, konnten das britische Institut für Economic Affairs und die US-amerikanische Heritage Foundation sowie ihre zahlreichen Geschwisterorganisationen im In- und Ausland ihre Siege im Kampf gegen sozialstaatliche Regulierung und gewerkschaftsfreundliche Gesetze feiern. In der damaligen EG etablierte man im Zusammenspiel mit dem European Roundtable of Industrialists mit dem Binnenmarktprojekt das bislang in westlichen Ländern wohl umfassendste Deregulierungsvorhaben. In Deutschland schob unter anderem der Kronberger Kreis – die spätere „Stiftung Marktwirtschaft“ – das neoliberale Projekt an. Ähnlich wie in Großbritannien und den USA mussten auch die konservativen Parteien in Deutschland in Sachen Deregulierung und Privatisierung zunächst überzeugt werden. Die konservativ-liberale Allianz unter Kanzler Helmut Kohl agierte wie später der rot-grüne Kanzler Schröder mit Hilfe von Deregulierungskommissionen, in deren Rahmen die Position von Gewerkschaftern und anderen sozialliberalen Kräften marginal war. Neben der Beeinflussung von konkreten Gesetzen ging es dabei immer auch um den gesellschaftlichen Diskurs: Die Überlegenheit des Marktes, die Kosten des Wohlfahrtsstaates, der Regulierung oder der Nicht-Vollendung des Binnenmarktes (so der Untertitel der seinerzeit berühmten Cecchini-Studie zum europäischen Binnemarktes) mussten in der Öffentlichkeit popularisiert werden, um schließlich auch den parteipolitischen und parlamentarischen Diskurs zu prägen.

Damit war die gesellschaftlich-mediale Entgrenzung des Unternehmenslobbyismus eingeleitet. Sie wurde erst mit der Gründung der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) durch den Verband der Metallarbeitgeber seit Anfang der 2000er-Jahre breit diskutiert und wird von Claus Leggewie
  (200?) sehr euphemistisch als Gesellschaftsberatung beschrieben: Die Ressourcen des neuen Lobbyismus mit angepeilter Breitenwirkung sind den kapitalistischen Verhältnissen gemäß sehr ungleich verteilt – nicht alle können marktfreundliche Botschafter in die Medien entsenden, Materialien für den Schulunterricht in hoher Qualität und Auflage bereitstellen, Rankings und Preise anbieten und vieles mehr. Das Millionenbudget der INSM wird durch eine professionelle PR-Firma verwaltet und zielgerichtet eingesetzt. Nicht wenige marktradikale Think Tanks verfügen über ähnlich hohe Beträge. Vergleichbare Ressourcen, Denkfabriken und systematisch organisierte Kampagnen sucht man im linken Spektrum der Gesellschaft fast überall vergeblich.
 

Ein nüchterner Blick auf die gegenwärtigen Kräfteverhältnisse hilft im Übrigen auch gegen die Romantisierung der Bonner Lobby-Vergangenheit: Die INSM der Metallarbeitgeber ähnelt den frühen Formen der Massenbeeinflussung durch die Wirtschaft in den 1950er-Jahren und inbesondere der Kampagne für die Soziale Marktwirtschaft zu Erhards Zeiten auf frapante Weise. Seinerzeit bezahlten die Unternehmen der chemischen Industrie einen Verein namens Die Waage, der sich mittels Filmen und unter Einsatz der modernen Demoskopie (Nölle-Neumann) gegen damals weit verbreitete sozialistische Vorstellungen wandte. Parallel dazu publizierte schon damals die bis heute aktive Arbeitsgemeinschaft Soziale Marktwirtschaft Überzeugungsliteratur für Akademiker und Journalisten in Sachen Markt- und gegen Planwirtschaft (Schindelbeck/Illgen 1999). Nachdem die soziale Marktwirtschaft – und nicht die konkurrierenden Vorstellungen einer weit reichenden Wirtschaftsdemokratie – in der Bevölkerung und insbesondere auch im Lager der Sozialdemokratie breit verankert waren, wurde eine diesbezügliche allgemeine Propaganda entbehrlich. Bis in die späten 1970er-Jahre genügten die Koordination der Interessen und der Lobbyismus im engeren Sinne. Seither sorgen die Zunahme gesellschaftlicher Konflikte und die damit einhergehende Politisierung vieler gesellschaftlicher Themen für anhaltenden Bedarf nach einer vielfältigen Strategie der Einflussnahme.
Entgrenzung II: Lobbyismus jenseits der innerstaatlichen Provinz. Während die gesellschaftspolitische Erweiterung des Lobbyismus der Unternehmen und Verbände relativ viel Aufmerksamkeit findet, laviert die Diskussion um die zweite Dimension der Entgrenzung meist zwischen Ohnmacht und Ignoranz: die Europäisierung und Globalisierung des Lobbyismus. Zwar ist weithin bekannt, dass mit dem Binnenmarktprojekt und der folgenden Vertiefung der europäischen Integration – von der Wirtschafts- und Währungsunion bis zur rudimentären und gleichwohl beinahe gescheiterten politischen Union – eine große Zahl von politischen Verhandlungsarenen und Entscheidungsbefugnissen auf die Brüsseler Ebene verlagert worden ist, aber die gesellschaftliche Diskussion richtet sich nach wie vor vornehmlich auf das Provinzgeschehen in Berlin, Paris oder Wien, als ob es die europäische Ebene der Politik gar nicht gäbe. Dabei wird auch wenig beachtet, dass ein großer Teil des Wachstums des nationalen Lobbyismus eigentlich auf die europäische Ebene zielt: Um eine Mehrheit oder Blockademacht im Europäischen Rat aufzubauen, müssen jeweils mehr oder weniger Ratsmitglieder beeinflusst werden. Unternehmen und Verbände arbeiten daher häufig systematisch in verschiedenen Hauptstädten, um die Entscheidungsprozesse in Brüssel zu beeinflussen, und einzelne Beratungsfirmen bieten gezielte Dienstleistungen in diese Richtung an. Auf der anderen Seite aber beschränken sich viele Gewerkschaften und NGOs auf die Arbeit zu Hause, häufig sogar ohne systematische Arbeitsteilung mit Partnerorganisationen über die verschiedenen politischen Ebenen hinweg. 

Ganz im Gegensatz dazu verschränkten Großkonzerne und Verbände ihre Lobbyarbeit in den vergangenen Jahren systematisch über die relevanten Ebenen hinweg. Zwar kann die Verbändelandschaft und das Wachstum des Konzernlobbying in mancher Hinsicht auch als Ausdifferenzierung interpretiert werden, aber es ermöglicht den früher häufig als Solisten auftretenden Lobbyisten bei Bedarf auch den Gesang im vielstimmigen Chor. So sind etwa Großkonzerne des Speditionswesens (wie Schenker oder Kühne & Nagel) über die nationalen Verbände und die europäische Föderation nationaler Spediteure in Brüssel präsent, haben aber längst auch eine europäische Großkonzernlobby namens Freight Forwarder Europe gegründet. Andere neuartige Verbände schließen Großkonzerne, nationale Verbände und sogar staatliche Körperschaften zu Lobbies zusammen, weil gemeinsame Interessen an europäischer Politik eine neue Art der Zusammenarbeit zwischen privaten und öffentlichen Akteuren verlangen. Bei der Bearbeitung der Ausdifferenzierung des Lobbyismus darf mithin nicht übersehen werden, dass es eine supranationale Formierung von Großkonzerninteressen und Interessenallianzen zu konstatieren gilt, die kaum eine adäquate Entsprechung von kritischer Seite, etwa der Gewerkschaften, findet. Zuletzt machten Abgeordnete des Europaparlaments auf die strukturelle Einseitigkeit des Lobbyismus im Finanzsektor aufmerksam (Finance Watch 2010).

Das europäische Parlament erfreut sich nämlich seit den 1990er-Jahren erheblicher Aufmerksamkeit seitens der Lobbyisten, weil mittlerweile nahezu jedes europäische Gesetz vom Parlament modifiziert oder blockiert werden kann. Auch aufgrund der wachsenden Bedeutung der europäischen Institutionen hat sich in diesem Jahrzehnt die europäische Landschaft der Verbände, Lobbydienstleister und Think Tanks dramatisch verändert. Gab es Anfang der 1990er-Jahre neben Verbänden und Konzernrepräsentanzen nur kleine lokale Beraterfirmen und nur wenige europapolitische Think Tanks, so steht Brüssel mittlerweile Washington kaum nach, was die Präsenz kommerzieller Dienstleister, Beratungsfirmen und Anwaltskanzleien sowie von Denkfabriken und Stiftungen im Politikgeschäft anbelangt (vgl. Woll 2005, Alter EU 2010). In den Jahren vor der Jahrtausendwende wurde etwa das – mittlerweile 128 Think Tanks umfassende – neoliberale Stockholm Netzwerk aus der Taufe gehoben, gefolgt von weiteren europäischen Netzwerken unterschiedlicher gesellschaftspolitischer Ausrichtung (vgl. www.thinktanknetworkresearch.net). Die Internationalisierung des Wirtschaftslobbying findet aber auch darin ihren Ausdruck, dass eine große Zahl von Interessengruppen in Europa von außerhalb der EU kommt, insbesondere aus den USA und der Schweiz. Der in Brüssel situierten American Chamber of Commerce wird nachgesagt, sie sei eine der effizientesten europäischen Lobbyorganisationen. 

Zwei Beispiele können abschließend illustrieren, warum die doppelte Entgrenzung oder Erweiterung des Lobbyismus auch in der Verbindung der beiden Ebenen, der gesellschaftlich-medialen und der internationalen, systematischer berücksichtigt werden muss.

Beispiel I: Bahnprivatisierung und Agrotreibstoffe.
 Wenn es eine kritische Zivilgesellschaft und breite Kritik an politischen Vorhaben gibt, kommen neben den herkömmlichen Methoden der Einflussnahme verdeckte Methoden der Stimmungsmache zum Einsatz. Dabei erweist sich die Unübersichtlichkeit der europäischen Lobbyszene als hilfreich, um verdeckte Kampagnen zu organisieren und Spuren zu verwischen. Der lobbykritische Verein LobbyControl konnte Letzteres für die Deutsche Bahn und den Verband der Deutschen Biokraftstoffindustrie (VDB) nachweisen. Die Bahn versuchte die umstrittene Bahnprivatisierung durchzusetzen, gegen die sich ein breites Bündnis aus Umweltverbänden, Gewerkschaften und sozialen Initiativen unter dem Motto „Bahn für alle“ gewehrt hatte. Auf die wachsende Kritik an Biosprit – oder besser Agrosprit –, die in den letzten Jahren von Umwelt- und Entwicklungsorganisationen vorgebracht wurde, wollte der VDB kontern. 

In beiden Fällen wurde über die europäische, in Berlin angesiedelte Lobby-Agentur European Public Policy Advisers GmbH (EPPA) mit Beteiligung des Berliner Think Tanks Berlinpolis verdeckte PR abgewickelt. In die Bahn-PR war zudem die Allenbach Media GmbH einbezogen. Sie organisierte nach Informationen des „Spiegel“ positive Statements zur Bahn von Prominenten und soll im großen Stil bahnfreundliche Kommentare online platziert haben. Die sich selbst als „unabhängig“ und gemeinnützig bezeichnende Denkfabrik Berlinpolis wiederum, die zu dem damaligen Bahnchef Hartmut Mehdorn persönliche Bekanntschaftsbeziehungen aufweisen konnte, verfasste in wichtigen Medien Leserbriefe, Online-Kommentare und Gastbeiträge im Sinne der Deutschen Bahn und der Biokraftstoffindustrie, gab (sehr einseitig angelegte) Umfragen zur Bahnprivatisierung, zum Streik der Lokführer-Gewerkschaft GDL und zu Biosprit in Auftrag (die von zahlreichen Leitmedien unkritisch übernommen wurden), führte Veranstaltungen durch und betrieb als Online-Plattform die Website zukunftmobil.de, die nach der Enthüllung stillgelegt wurde. Keine dieser Aktionen war als PR gekennzeichnet, und von Auftraggebern war nirgendwo die Rede. 

Unklar blieb auch die Herkunft der Bürgerinitiative „Initiative Mobil in die Zukunft“, die seit ihrem überraschenden Auftritt im April 2007 auf ihrer Website MeineBahnDeineBahn.de – eine Art Plagiat der „Bahn für alle“-Seite – für die Bahnprivatisierung eintrat. Wie die Deutsche Bahn inzwischen bestätigt, findet sich die Website in einem Tätigkeitsbericht der Lobby-Agentur EPPA über ihre einschlägigen PR-Aktivitäten. Nachdem diese 2007 und jene für die Biokraftstoffindustrie 2008 beendet wurden, erfolgte ihre Aufdeckung 2009, also erst nach der verdeckten Einflussnahme, die in beiden Fällen nicht von nachhaltigem Erfolg gekrönt war.
Viele derartige Zusammenhänge auf nationaler Ebene können ohne systematische Beobachtung, Analyse und Recherchen auf der supranationalen Ebene nicht erkannt werden. Die Beispiele der europäischen PR-Firma EPPA und der deutschen Kunden Deutsche Bahn und VDB legen nahe, dass es im In- und Ausland weitere Kunden, Anbieter und nachgeschaltete Dienstleister oder Think Tanks gibt, deren Arbeit aufgrund mangelnder Fokussierung und mangelnder Transparenzvorschriften – nicht zuletzt für nominell gemeinnützige Organisationen wie Berlinpolis – aber meist im Dunkeln bleibt.
Beispiel II: Exxon Mobile und der Klimawandelskeptizismus. Vor einigen Jahren deckte eine Recherche der US-amerikanischen Wissenschaftsvereinigung Union of Concerned Scientists (2007) ein weiteres Beispiel für verdeckten und entgrenzten Lobbyismus auf, nämlich die Finanzierung von klimawandelskeptischen Schriften und Beiträgen durch den Ölkonzern Exxon Mobile in Millionenhöhe.
 Als Folge der Enthüllungen verurteilte die Britische Royal Academie of Science zum ersten Mal in ihrer Geschichte die Wissenschaftspolitik eines Konzerns. Exxon sah sich gezwungen, die öffentliche Finanzierung des klimawandelskeptischen Diskurses zurückzufahren. 
1989, im Vorfeld des Kyoto-Prozesses, hatte Exxon mit verschiedenen anderen global operierenden Konzernen einen regulären Verband gegründet, die Global Climate Coalition. Deren Ziel war es, die anstehende Regulierung des CO2-Ausstoßes zu bremsen oder ganz zu verhindern. Die globalen Verhandlungen verlangten offensichtlich eine international und supranational koordinierte Strategie, die unter anderem Zweifel an der Theorie der anthropogenen Ursachen des Klimawandels nähren sollte. Weil sich aber im Rahmen der IPCC-Forschung die These von den anthropogenen Ursachen immer stärker erhärtete und das Abkommen 1997 in Kraft trat, kollabierte die Konzernallianz. So wechselten etwa die deutschen Mitglieder in das Lager des World Business Council on Sustainable Development, der ökonomische, marktgängige Ansätze in der Klimapolitik als Alternative zur harten Regulierungsformen propagiert. 
Exxon setzte unterdessen die Fundamentalopposition in Allianz mit neoliberalen Think Tanks fort. Ähnlich wie mehrere Jahrzehnte zuvor im Fall der Tabakindustrie wurden einige Wissenschaftler und Think-Tank-Profis systematisch aufgebaut, um gegen den globalen Großforschungszusammenhang des IPCC zu opponieren – wenngleich die Think Tanks selbst wenig bis keine Kompetenzen in naturwissenschaftlichen Fragen des Klimawandels vorweisen konnten. Eine Recherche belegt, dass mehr als 90 Prozent der konservativ-neoliberalen Think Tanks in den USA klimawandelskeptische Positionen vertreten und mehr als 90 Prozent aller klimawandelskeptischen Publikationen von diesen Think Tanks veröffentlicht worden sind (Jaques et al. 2008). Obwohl diese nicht durch die Kontrollmechanismen der akademischen Forschung validiert sind, nehmen sie über befreundete Medien Einfluss auf die Öffentlichkeit. 
Die Forschung der amerikanischen Wissenschaftlerinnen zur umweltpolitischen Lobbypraxis von Exxon Mobile wäre in Europa praktisch nicht möglich oder aber mit erheblichen Hindernissen konfrontiert, weil weder die Unternehmen die Finanzierung von gemeinnützigen Organisationen öffentlich deklarieren noch solche Organisationen ihre Finanzquellen dokumentieren müssen. Daten über die Finanzierung von europäischen Think Tanks im Stockholm und International Policy Netzwerk (vgl. Rowell 2007) musste Exxon nur in den USA publizieren. Aufgrund mangelnder Regeln auf nationaler wie auf europäischer Ebene bleibt beispielsweise im Dunkeln, wer die publizistische und Konferenztätigkeit etwa des Wiener Hayek-Instituts finanziert, das unlängst eine deutsche Ausgabe des australischen Handbuchs der Klimawandelskeptiker veröffentlichte. Internationale ThinkTank-Netzwerke lassen sich nicht zuletzt aufgrund ihres im Vergleich zu Lobbygruppen guten Rufs hervorragend für verdeckte Kampagnen nutzen, die häufig von PR-Firmen konzipiert werden. 
Transparenz: dringend nötig, aber nicht hinreichend. Die über nationale Grenzen hinaus und publizistisch erweiterten Lobbystrategien werfen große regulatorische und politische Fragen auf. Zunächst kann kein Zweifel daran bestehen, dass neue Regeln wie verbindliche Lobbyregister und erweiterte Finanzdokumentationen von Lobbies und gemeinnützigen Organisationen unabdingbar sind, um die ganze Dimension der extrem wirtschaftslastigen Lobbyentwicklung sichtbar zu machen und damit zur Diskussion zu stellen. Zusammenhänge zwischen Unternehmens- und Verbandsinteressen, Expertengruppen, Stiftungen und Think Tanks lassen sich ohne erweiterte Transparenzvorschriften – und investigative Recherche – nicht ermitteln. 
Thomas Leif (2010) fordert ein ganzes Bündel von sinnvollen Maßnahmen zur Eindämmung des Lobbyismus, darunter einen Lobbybeauftragten des Parlaments, ein verbindliches Lobbyregister, Maßnahmen zur Stärkung der Gesetzgebungsautonomie des Parlaments, eine Selbstbeschränkung der Lobbyisten (Kodex) sowie die stärkere Einmischung der Bürgerinnen und Bürger. Solche vermehrt diskutierten Ansätze greifen indessen noch zu kurz. Die hier vorgestellte Entwicklung eines doppelt entgrenzten Lobbyismus – eine Entwicklung, die Unternehmen und Wirtschaftsverbände systematisch zu Lasten von anderen Interessen begünstigt –, verlangt darüber hinaus eine verstärkte Selbstorganisation von Gewerkschaften, politischen und zivilgesellschaftlichen Kräften. Diese müssten in den miteinander verschränkten nationalen und internationalen Verhandlungs- und Entscheidungsarenen deutlich an Präsenz gewinnen. Es bräuchte also eine erhebliche Anstrengung zur Erweiterung der Lobbyarbeit in der Gesellschaft analog zu den Anstrengungen der Kapitalseite. Ohne eine erneute Verschiebung der Kräfteverhältnisse in der Gesellschaft führen Regulierungsreformen schlussendlich nicht über US-amerikanische Verhältnisse hinaus: Erhebliche Missstände können dort besser recherchiert und damit benannt, nicht aber verhindert und häufig auch nicht mehr korrigiert werden.
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Gesellschaftsberatung ist der euphemistische Begriff von leggewie für die erweiterte politikberatung…
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Anmerkungen:





� Außen vor bleiben bei dieser Sicht auf die Koordination der (großen) Verbände und Interessen im Deutschland der Bonner Jahre allerdings schwerwiegende Einschränkungen und Begünstigungen von unterschiedlichen Interessen im Kalten Krieg: z.B. das Verbot der KPD, die Remilitarisierung, die verbundene Entwicklung der Atomindustrie und des Polizeistaates in Deutschland (Notstandsgesetzgebung).


� Gegenwärtig versuchen Atomlobbies, die Diskussion im Zusammenhang mit der Klimawandeldebatte zu rekontextualisieren. Die Atomindustrie in England wird dabei auch von Außenseitern der dortigen Partei der Grünen unterstützt, vgl. Plehwe 2010


� Eine Ausnahme in jüngster Zeit bildet der Kampf um Mindestlöhne in Deutschland, der aber seinerseits die Schwäche der gewerkschaftlichen Organisations- und Tarifmacht offenbart (vgl. zu neuen Kampagnenformen Voss 2010� – Zitat fehlt).


� Für diesen Abschnitt greife ich auf eine von Ulrich Müller und mir in der Zeitschrift „Forum Wissenschaft“ publizierten Text zurück.


� Die einzelnen Wissenschaftler und Institutionen, die sich mit den Mitteln des Ölkonzerns in die Debatten einmischten, können auf der US-amerikanischen Webseite von Greenpeace nachvollzogen werden.








